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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 108/14 B 
 
L 5 KR 374/13 (Bayerisches LSG) 
S 18 KR 912/12 (SG München) 
 
 
 
……………………………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
DAK-Gesundheit, 
Nagelsweg 27 - 31, 20097 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. November 2014 durch den  

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   C o s e r i u     

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 11. März 2014 Prozesskostenhilfe 

unter Beiordnung von Rechtsanwalt M               ,                                          , zu bewilligen, wird 

abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 

11. März 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der bei der beklagten Krankenkasse versicherte Kläger ist mit seinem Begehren auf Bewilligung 

einer stationären Rehabilitationsmaßnahme - zunächst ausschließlich in Bad Marienbad, 

Tschechien, zuletzt hilfsweise auch in einer anderen Einrichtung - bei der Beklagten und in den 

Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat zur Begründung seiner Entscheidung ua 

ausgeführt, nach dem Ergebnis der medizinischen Beweisaufnahme reichten ambulante Maß-

nahmen aus. Der Kläger könne eine stationäre Rehabilitationsmaßnahme auch nicht nach dem 

Leistungsrecht eines anderen Leistungsträgers beanspruchen (Urteil vom 11.3.2014).  

 

Mit seiner Beschwerde wendet sich der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im 

LSG-Urteil und beantragt die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung von 

Rechtsanwalt M              . 

 

 

II 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von PKH und Beiordnung von Rechtsanwalt  

M             ist abzulehnen (dazu 1.), seine Beschwerde ist zu verwerfen (dazu 2.).  

 

1. Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm §§ 114, 121 ZPO kann einem bedürftigen Beteiligten für das 

Beschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt und ein Rechtsanwalt beigeordnet 

werden, wenn - ua - die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. 

Daran fehlt es, weil die Beschwerde, für die PKH beantragt wird, nicht zur Zulassung der Revi-

sion führt (dazu 2.). 

 

2. Die Beschwerde ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 3 

SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 SGG abzulei-

tenden Anforderungen an die Darlegung der Zulassungsgründe der grundsätzlichen Bedeutung 

(§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) und des Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG).  

 

a) Der Kläger legt die für eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache notwendigen 

Voraussetzungen nicht in der gesetzlich gebotenen Weise dar. Wer sich auf den Zulassungs-

grund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache beruft, muss eine Rechtsfrage klar for-

mulieren und ausführen, inwiefern diese Frage im angestrebten Revisionsverfahren entschei-

dungserheblich sowie klärungsbedürftig und über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (vgl 

zB BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 21 S 38; BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 S 2 f; BSG SozR 

3-2500 § 240 Nr 33 S 151 f mwN). Der Beschwerdebegründung ist schon nicht sicher zu ent-

1 

2 

3 

4 

5 

6 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

 

nehmen, ob überhaupt eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend gemacht wird. 

Jedenfalls formuliert der Kläger keine Rechtsfrage. Er kritisiert die Entscheidung des LSG ledig-

lich als falsch. 

 

b) Der Kläger bezeichnet auch einen Verfahrensmangel nicht ausreichend. Nach § 160 Abs 2 

Nr 3 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der Verfahrensmangel kann nicht auf eine 

Verletzung von § 109 SGG und § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien richterlichen 

Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermittlungsgrundsatz) nur 

gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. Um einen Verfahrensmangel in diesem Sinne geltend zu machen, 

müssen die Umstände bezeichnet werden, die den entscheidungserheblichen Mangel ergeben 

sollen (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG und hierzu zB BSG Beschluss vom 10.8.2007 - B 1 KR 

58/07 B - Juris RdNr 4 mwN).  

 

Der Kläger macht geltend, dass sich eine Verwertung des Gutachtens von Dr. H             ver-

biete, stützt dies aber allein darauf, dass Dr. H               sich lediglich von der körperlichen 

Fitness des Klägers überzeugt und das Gutachten des Dr. L          abgeschrieben habe. Damit 

kritisiert er aber nur die Qualität des Gutachtens. Die Verwertung eines fehlerhaften Sachver-

ständigengutachtens und damit einer fehlerhaften Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) 

kann aber - wie dargelegt - im Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revi-

sion nicht mit Erfolg gerügt werden. Es bleibt den Verfahrensbeteiligten unbenommen, ein der-

artiges Gutachten substantiiert anzugreifen und die Notwendigkeit der Bestellung eines gericht-

lichen Sachverständigen und der Einholung weiterer Gutachten darzulegen (vgl BSG Urteil vom 

15.10.1986 - 5b RJ 80/85 - SozR 1500 § 103 Nr 24).  

 

Der Kläger bezeichnet - was gleichwohl zulässig wäre - keinen Verstoß gegen § 118 SGG iVm 

§ 407a ZPO. Die bloße Behauptung, Dr. H             habe das Gutachten des Dr. L         abge-

schrieben, bleibt ohne jede Erläuterung oder Vertiefung unsubstantiiert und vermag einen Ver-

fahrensfehler nicht ordnungsgemäß zu bezeichnen. Soweit Dr. H               zu demselben Er-

gebnis wie Dr. L          gelangt, sind Überschneidungen ohnehin zu erwarten. Der Kläger legt 

auch nicht dar, dass es - unter Zugrundelegung der Rechtsauffassung des LSG - ohne Verfah-

rensfehler zu einem für den Kläger sachlich günstigeren Ergebnis gekommen wäre. 

 

3. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG).  

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  
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